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Die Religionsgemeinschaften bleiben Körper­
schaften des öffentlichen Rechtes, soweit sie es 
bisher waren. Andere Religionsgemeinschaften 
erhalten auf ihren Antrag gleiche Rechte, wenn 
sie durch ihre Verfassung und die Zahl ihrer 
Mitglieder die Gewähr der Dauer bieten. Schlie­
ßen sich mehrere derartige öffentlich-rechtliche 
Religionsgemeinschaften zu einem Verbände 
zusammen, so ist auch dieser Verband eine 
öffentlich-rechtliche Körperschaft.

Die öffentlich-rechtlichen Religionsgemein­
schaften sind berechtigt, von ihren Mitglie­
dern Steuern auf Grund der staatlichen Steuer­
listen nach Maßgabe der allgemeinen Bestim­
mungen zu erheben.

Den Religionsgemeinschaften werden Verei­
nigungen gleichgestellt, die sich die gemein­
schaftliche Pflege einer Weltanschauung zur 
Aufgabe machen.

Artikel 44

Das Recht der Kirche auf Erteilung von Re­
ligionsunterricht in den Räumen der Schule ist 
gewährleistet. Der Religionsunterricht wird 
von den durch die Kirche ausgewählten Kräf­
ten erteilt. Niemand darf gezwungen oder 
gehindert werden, Religionsunterricht zu er­
teilen. Über die Teilnahme am Religionsunter­
richt bestimmen die Erziehungsberechtigten.

Artikel 45

Die auf Gesetz, Vertrag oder besonderen 
Rechtstiteln beruhenden öffentlichen Leistun­
gen an die Religionsgemeinschaften werden 
durch Gesetz abgelöst.

Das Eigentum sowie andere Rechte der Reli­
gionsgemeinschaften und religiösen Vereine an 
ihren für Kultus-, Unterrichts- und Wohltä­
tigkeitszwecke bestimmten Anstalten, Stiftun­
gen und sonstigen Vermögen werden gewähr­
leistet.

Artikel 46

Soweit das Bedürfnis nach Gottesdienst und 
Seelsorge in Krankenhäusern, Strafanstalten 
oder anderen öffentlichen Anstalten besteht, 
sind die Religionsgesellschaften zur Vornahme 
religiöser Handlungen zugelassen. Niemand 
darf zur Teilnahme an solchen Handlungen ge­
zwungen werden.

Artikel 47

Wer aus einer Religionsgesellschaft öffent­
lichen Rechtes mit bürgerlicher Wirkung aus­
treten will, hat den Austritt bei Gericht zu er­
klären oder als Einzelerklärung in öffentlich­
beglaubigter Form einzureichen.

Artikel 48

Die Entscheidung über die Zugehörigkeit von 
Kindern zu einer Religionsgesellschaft steht 
bis zu deren vollendetem 14. Lebensjahr den 
Erziehungsberechtigten zu. Von da ab ent­
scheidet das Kind selbst über seine Zugehörig­

keit zu einer Religions- oder Weltanschauungs­
gemeinschaft.

VI. Wirksamkeit der Grundrechte

Artikel 49
Soweit diese Verfassung die Beschränkung 

eines der vorstehenden Grundrechte durch Ge­
setz zuläßt oder die nähere Ausgestaltung 
einem Gesetz vorbehält, muß das Grundrecht 
als solches unangetastet bleiben.

C. AUFBAU DER STAATSGEWALT

I. Volksvertretung der Republik

Artikel 50

Höchstes Organ der Republik ist die Volks­
kammer.

Artikel 51

Die Volkskammer besteht aus den Abgeord­
neten des deutschen Volkes.

Die Abgeordneten werden in allgemeiner, 
gleicher, unmittelbarer und geheimer Wahl nach 
den Grundsätzen des Verhältniswahlrechtes 
auf die Dauer von vier Jahren gewählt.

Die Abgeordneten sind Vertreter des gan­
zen Volkes. Sie sind nur ihrem Gewissen un­
terworfen und an Aufträge nicht gebunden.

Artikel 52

Wahlberechtigt sind alle Bürger, die das 18. 
Lebensjahr vollendet haben.

Wählbar ist jeder Bürger, der das 21. Lebens­
jahr vollendet hat.

Die Volkskammer besteht aus 400 Abgeord­
neten.

Das Nähere bestimmt ein Wahlgesetz.

Artikel 53

Wahl Vorschläge zur Volkskammer können 
nur von solchen Vereinigungen eingereicht wer­
den, die den Voraussetzungen des Artikels 13 
Abs. 2 entsprechen.

Näheres wird durch ein Gesetz der Republik 
bestimmt.

Artikel 54

Die Wahl findet an einem Sonntag oder 
gesetzlichen Feiertag statt. Wahlfreiheit und 
Wahlgeheimnis werden gewährleistet.

Artikel 55

Die Volkskammer tritt spätestens am 3c. 
Tage nach der Wahl zusammen.

Der Präsident muß die Volkskammer einbe­
rufen, wenn die Regierung oder mindestens ein 
Fünftel der Abgeordneten der Volkskammer 
es verlangen.

Artikel 56

Spätestens am 60. Tage nach Ablauf der 
Wahlperiode oder am 45. Tage nach Auflö­
sung der Volkskammer muß deren Neuwahl 
stattfinden.


